Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 15. Mai 1968 
am Freitag, dem 17. Mai 1968 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Welche Folgerungen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Lohmar gierung aus dem Beschluß des Deutschen Bun- 

destages vom 7. Mai 1968 zu ziehen, die Zu- 
ständigkeiten der Bundesregierung in der För- 
derung der wissenschaftlichen Forschung, der 
technologischen Entwicklung, der Ausbildungs- 
förderung und der Bildungsplanung im Bun- 
desministerium für wissenschaftliche For- 
schung zu konzentrieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


2. Abgeordneter 

Gscheidle 

Welche Kriterien sind für die Größe und Gren- 
zen eines Fernsprechortsnetzes — vornehm- 
lich für großstädtische Ortsnetzbereiche — 
maßgebend? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt . 

3. Abgeordneter 

Gscheidle 

In welchen Fällen wurde Anträgen auf Einbe- 
ziehung von sogenannten Stadtrandgemein- 
den in das großstädtische Ortsnetz entspro- 
chen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

4. Abgeordneter 
Gscheidle 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung in gebührenpolitischer Hinsicht und 
im Hinblick auf die Größe der Ortsnetze aus 
der Tatsache zu ziehen, daß im Zuge von 
Regionalplanungen Wohngebiete außerhalb 
einer Großstadt entstehen (die jedoch zum Ein- 
zugsgebiet der Großstadt gezählt werden müs- 
sen)? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

5. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 

Trifft es zu, daß das Fernmeldezeugamt Re- 
gensburg demnächst aufgelöst werden soll? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


6. Abgeordneter 

Dr, Müller 
(München) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, über den 
1. Januar 1969 hinaus den Stadt- und Land- 
kreis München als schwarzen Kreis weiterzu- 
führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


7. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkung der Weigerung Italiens auf die 
ESRO, an der Aufbringung der Kosten für die 
wissenschaftlichen Satelliten TD-1 und TD-2 
teilzunehmen? 


8. Abgeordneter Welche Kosten sind für die Bundesrepublik 
Dr. Müller Deutschland durch die Vorbereitungsarbeiten 

(München) für dieses Programm bereits entstanden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


9. Abgeordneter Was kann geschehen, um die Einführung von 
Dr. Mommer Sonderrezepten für Betäubungsmittel enthal- 
tende Arzneien durch den Verordnungsentwurf 
der Bundesregierung schnell zu bewirken? 


10. Abgeordneter Welche konkreten Konsequenzen müßten nach 
Geldner Ansicht der Bundesregierung aus der am 

6. Mai 1968 in Straßburg verkündeten Euro- 
päischen Wasser-Charta des Europarates in 
der Bundesrepublik Deutschland gezogen wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


11. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


Ist die Bundesregierung bereit, das immer 
noch sehr umständliche, zeitraubende und kost- 
spielige Verfahren der Einreisegenehmigung 
(Visum) für Besucher aus der Tschechoslowa- 
kei entscheidend zu vereinfachen bzw. den 
Sichtvermerkzwang ganz abzuschaffen, um auf 
diese Weise wirkungsvoll die Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland zu erleichtern? 


12. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


Warum ist der Posten des Deutschen Bot- 
schafters in Belgrad noch nicht besetzt? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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13. Abgeordneter 

Westphal 


14. Abgeordneter 

Westphal 


15. Abgeordneter 

Westphal 


16. Abgeordneter 

Dr. Heilige 


17. Abgeordneter 

Dr. Heilige 


Wann wird die von der Bundesregierung be- 
reits für den Spätherbst 1967 geplante Kon- 
ferenz über die Möglichkeiten der Errichtung 
eines Europäischen Jugendwerkes nunmehr 
stattfinden? 

Wird die Bundesregierung zu dieser Konferenz 
nicht nur die Vertreter der EWG-Staaten son- 
dern auch die Vertreter der 18 Mitgliedsländer 
des Europarates einladen, wie dies der Deut- 
sche Bundestag in dem am 1. Februar 1967 
gebilligten Antrag gefordert hatte? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu der Konfe- 
renz auch die Vertreter der Europäischen 
Jugendverbände, zumindest als Berater oder 
Beobachter, einzuladen? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
für die Palästinaflüchtlinge in Jordanien durch- 
geführt? 

Sind außer den bereits durchgeführten Maß- 
nahmen weitere geplant oder in Vorbereitung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


Ist die Bundesregierung bereit, das Wahlrecht 
in der Bundesrepublik Deutschland durch das 
Einführen des Vier-Mann-Wahlkreissystems 
(Zusammenlegung von 2 vorhandenen Bun- 
destagswahlkreisen) bis und für die nächste 
Bundestagswahl 1969 zu ändern? 


19. Abgeordneter Ist der Bundesinnenminister bereit, die Quelle 
Borm des folgenden von ihm am 30. April 1968 vor 

dem Bundestag gebrachten Zitats: „Friedliche- 
re Formen sind nur eine Renaissance des be- 
stehenden Systems. Eine rasche Transforma- 
tion ist die Forderung der Stunde, d. h. der 
etablierte Apparat muß zerschlagen und ein 
gewisses Ausmaß an Gewalt angewendet wer- 
den." anzugeben? 


20. Abgeordneter Kann der Bundesinnenminister seine Behaup- 
Borm tung aufrechterhalten, daß es sich bei der von 

ihm angesprochenen Tagung im internationa- 
len Freundschaftsheim Bückeburg um eine 
„Tagung des SDS" gehandelt habe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die geplan- 
Budde te Richtlinie des EWG-Ministerrats zur Um- 

satzsteuerharmonisierung für 1 and wirts chaft- 
liche Erzeugnisse, die keine Ausnahmen für 
Mehl, Teigwaren, Brot, Zucker, Fleischkonser- 
ven und Süßwaren vorsieht? 
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22. Abgeordneter 

Budde 


Ist die Bundesregierung bereit, dieser Richt- 
linie zuzustimmen? 


23. Abgeordneter 

Budde 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der Richtlinie zur Umsatzharmoni- 
sierung auf die Verbraucherpreise? 


24. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung den Wider- 
Dr. Staratzke spruch zu beseitigen, der darin besteht, daß 
ein in einem Gewerbebetrieb Tätiger mit 
begrenzten Anteilsrechten sozialrechtlich als 
„Arbeitnehmer" mit Pflichtmitgliedschaft bei 
der Sozialversicherung, steuerrechtlich aber 
als „Unternehmer" gilt mit der Folge, daß 
ihm kein Arbeitnehmerfreibetrag in der Lohn- 
steuer zusteht und seine Gehaltsbezüge der 
Gewerbeertragsteuer unterworfen werden? 


25. Abgeordneter Welche Gründe hindern die Bundesregierung 
Dr. Wuermeling an der alsbaldigen Vorlage eines Gesetzent- 
wurfs, durch den die übermäßig hohen Aus- 
wirkungen des „Splitting" bei Spitzeneinkom- 
men zugunsten einer Erhöhung der steuerli- 
chen Kinderfreibeträge abgebaut werden, 
wenn dadurch keine Minderung des Steuer- 
aufkommens eintritt? 


26. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es, wenn sie schon 
Dr. Wuermeling die Anpassung der seit Januar 1964 eingefro- 
renen Kindergeldsätze weiterhin ablehnt, nicht 
für unerläßlich, dann wenigstens auf der steu- 
erlichen Ebene heute das zu tun, was ohne 
jede Minderung der Steuereinnahmen möglich 
ist, auch wenn die in Frage 25 angesprochene 
Regelung keine Ideallösung ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffor- 
derung des Regierungspräsidenten von Nie- 
derbayern an die kleinbäuerlichen Betriebe 
Ostbayerns, Grenzertragsböden nicht mehr 
aufzuforsten und seine Bereitschaft, Zuschüsse 
an solche Landwirte zu verteilen, die wenig 
ertragreiche Böden von Aufforstungen frei- 
halten? 


28. Abgeordneter Was ist aus den Plänen der Bundesregierung 
Zebisch geworden, Modellberatungen für Kleinbetriebe 

zu initiieren (Ankündigung 15. März 1967)? 


29. Abgeordneter 

Zebisch 


Sind die Pläne der Bundesregierung, regionale 
Schwerpunktprogramme für ländliche Problem- 
gebiete zu erarbeiten, vorangekommen? 
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30. Abgeordneter Wird das von der Bundesregierung angekün- 
Zebisch digte mittelfristige Agrarprogramm die beson- 

deren Schwierigkeiten der Landwirtschaft im 
bayerischen Grenzland berücksichtigen? 

Ist die Bundesregierung auf Grund der der- 
zeitigen wirtschaftlichen Situation in der deut- 
schen Teichwirtschaft bereit, besonders wegen 
des Preisverfalls bei Karpfen, die zur Zeit be- 
stehende Regelung der Importe zu überprüfen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf den 
Schlachtviehmärkten die Preiseinbrüche bei 
Schweinen katastrophal sind, da die Auszah- 
lungspreise pro kg nur noch bei 1,76 DM 
liegen? 

Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, 
daß selbst bei genau auskalkulierten Mästun- 
gen die Schweinepreise für den Landwirt zwi- 
schen 12 DM und 16 DM unter den Produk- 
tionskosten liegen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
daß die von der EWG-Kommission ausgear- 
beitete „Verordnung über die gemeinsame 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeug- 
nisse aus Obst und Gemüse", die am 15. Juni 
1968 in Kraft treten soll, keine unzumutbaren 
Preissteigerungen für den deutschen Verbrau- 
cher zur Folge haben wird? 

35. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 

Mertes EWG-Kommission, daß der Außenschutzzoll 

im Zusammenhang mit der oben erwähnten 
Verordnung um durchschnittlich etwa 25°/o des 
Warenwertes bei Konserven angehoben wer- 
den muß, obwohl die Landwirtschaft in der 
EWG nach Berechnungen der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände den Konsum- 
bedarf des Gemeinsamen Marktes auf diesem 
Gebiet nur zu 10°/o bis 25°/o decken kann? 

36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 

Wächter Ausschreibung von 500 t Milchpulverimport 

durch Israel wegen erheblich günstigerer An- 
gebote eines anderen EWG-Landes die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht zum Zuge ge- 
kommen ist? 


37. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Zuschlag an die Nieder- 

Wächter lande erteilt wurde, weil deren Exportpreis 

infolge einer überholten Erstattung in Höhe 
von 90 Gulden je 100 kg die günstigste Offerte 
darstellte und daraufhin sofort eine weitere 
Lieferung von 500 t in Aufrag gegeben wurde? 


34. Abgeordneter 

Mertes 


33. Abgeordneter 

Walter 


32. Abgeordnetei 

Walter 


31. Abgeordneter 

Geldner 
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38. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Wächter sicherzustellen, daß Erstattungen seitens der 

EWG-Länder nur im Rahmen der zulässigen 
Grenzen erfolgen, um damit deutschen Expor- 
teuren die gleichen Wettbewerbschancen zu 
geben? 


39. Abgeordneter Wird seitens der Bundesregierung bei den 
Ertl EWG-Verhandlungen zur Lösung der Pro- 

bleme auf dem Markt für Milch und Milch- 
erzeugnisse der Beschluß des Deutschen Bun- 
destages berücksichtigt, wonach der festge- 
setzte Erzeugerrichtpreis für Milch ab Hof mit 
wirksamen Maßnahmen anzustreben ist? 


40. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung dieses 
Ertl Votum des Deutschen Bundestages damit, daß 

die deutsche Delegation bereit zu sein scheint, 
einem geringeren Erzeugerrichtpreis für Milch 
ab Hof zuzustimmen? 


41. Abgeordneter Welche Richtlinien wird die Bundesregierung 
Ertl der deutschen Delegation für die EWG-Ver- 

handlungen am 27728. Mai 1968 in dieser 
Frage mitgeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) 


43. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


44. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 

45. Abgeordneter 

Varelmann 


46. Abgeordneter 

Varelmann 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag 
vorab eine Novelle zum Betriebsverfassungs- 
gesetz vorzulegen, welche die ständige Hinzu- 
ziehung der Jugendvertretung zu den Be- 
triebsratssitzungen vorsieht und für diese ei- 
nen dem Betriebsrat entsprechenden Schutz ge- 
währt? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
Tatsache, daß in zahlreichen Rentenverfahren 
die Erstellung eines ärztlichen Gutachtens oft 
ein bis zwei Jahre dauert, einer Rechtsver- 
wirkung gleichkommt? 

Könnte, um diesen Schwierigkeiten abzuhel- 
fen, nicht ein einheitlicher sozialärztlicher 
Dienst eingerichtet werden? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß der Arbeitnehmer, der über den zweiten 
Bildungsweg in eine gehobene Stellung ein- 
rückt, später eine wesentlich geringere Rente 
erhält als der Arbeitnehmer, der auf dem nor- 
malen Bildungsweg sein Berufsziel erreicht? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß der Arbeitnehmer, der durch außerge- 
wöhnlichen Fleiß und Tüchtigkeit einen be- 
achtlichen Berufsaufstieg erreicht, in seinem 
späteren Rentenalter eine Rente erhält, die 
in weitem Abstand liegt von seinem letzten 
Einkommen? 
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47. Abgeordneter 

Varelmann 


48. Abgeordneter 

Dr. Enders 


49. Abgeordneter 

Dr. Enders 


50. Abgeordneter 

Dr. Enders 


51. Abgeordneter 

Weigl 


Hat die Bundesregierung bereits festgestellt, 
daß die unter 45 und 46 angeführten Rent- 
ner für 100 DM Rente einen wesentlich höhe- 
ren Beitrag gezahlt haben wie im Normalfall? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfer- 
tigt, einen selbständigen Handwerksmeister, 
der im Laufe langjähriger Berufsausübung 
vorübergehend — aber länger als drei Monate 
im Jahr — gegen Rechnung Aufträge eines 
Industriebetriebs ausführt, nach § 162 der 

Reichsversicherungsordnung als Hausgewerbe- 
treibenden zur Pflichtversicherung heranzuzie- 
hen, obwohl eine eigene Pflichtversicherung 
als Handwerker besteht? 

Muß ein selbständiger Handwerksmeister, der 
länger als drei Monate im Jahr Arbeiten für 
einen anderen Betrieb ausführt, auf diese 
Aufträge verzichten, um nicht Hausgewerbe- 
treibender seines Berufskollegen zu werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu einer ein- 
heitlichen Auslegung dieser Fragen beizutra- 
gen? 

Ist die Bundesregierung bereit, § 9 der Rechts- 
verordnung zu § 33 des Bundesversorgungs- 
gesetzes auszusetzen, nach dem z. B. nicht 
berücksichtigt ist, daß bei den meisten land- 
wirtschaftlichen Familienbetrieben das Ein- 
kommen nicht vom Betriebsinhaber allein son- 
dern auch von der Ehefrau und teilweise sogar 
von den Kindern erwirtschaftet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


52. Abgeordneter Welche Gründe lassen es nicht zu, daß der 
Dr. Imle Autobahnabzweiger, der von der Autobahn 

Hamburg — Flensburg nach Kiel führen soll, 
nicht bis zu den Olympischen Segelregatten 
einsatzbereit ist? 


53. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Geldner rung zu ergreifen, um das Auftreten über- 

mäßiger Lärmbelästigung durch ausländische 
Schiffe den gleichen Bedingungen zu unter- 
werfen, denen deutsche Schiffe unterliegen? 


54. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ihren wiederholten 
Dr. Kempfier Zusagen entsprechend bei Stillegung von 
Strecken der Deutschen Bundesbahn, nament- 
lich im Bundesausbaugebiet, ausgleichende 
Maßnahmen, z. B. Verstärkung oder Beschleu- 
nigung des Ausbaus von Bundesstraßen, Zu- 
schüsse für andere Straßenbauträger etc., 
durchzuführen? 
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55. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


56. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


57. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


58. Abgeordneter 

Dr. Apel 


59. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


60. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


61. Abgeordneter 

Ramms 


62. Abgeordneter 

Ramms 


63. Abgeordneter 

Ramms 


Geschäftsbereich des 

64. Abgeordneter 
Geisenhofer 


Erwägt die Bundesregierung, bei Genehmigung 
einer Streckenstillegung gleichzeitig mit dem 
Bescheid auch die im Einzelfall erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen bekanntzugeben? 

Welche Maßnahmen dieser Art sind anläßlich 
der Stillegung der Strecke Dorfen — Weiden 
vorgesehen (z. B. vorzeitiger und verstärkter 
Ausbau der Bundesstraße 388)? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren ver- 
kehrspolitischen Maßnahmen (Leber-Plan) die 
Bundesausbaugebiete des Landes Schleswig- 
Holstein zu Frachthilfegebieten zu erklären, 
um die Westküstenkreise des Landes den Ost- 
küstenkreisen gleichzustellen? 

Was versteht die Bundesregierung konkret un- 
ter der Absprache, die der Bundesverkehrs- 
minister am Rande einer Tagung der Ver- 
kehrsminister der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Luxemburg mit dem niederländischen 
Staatssekretär im Verkehrsministerium getrof- 
fen hat, daß die niederländischen Konzessio- 
nen im grenzüberschreitenden Verkehr auf der 
Straße „optimal" genutzt werden sollen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten für 
die besondere Beleuchtung — auf die erlasse- 
nen Richtlinien wird verwiesen — - von Fuß- 
gängerüberwegen im Zuge von Bundesstraßen 
zu übernehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den Bun- 
desländern zu verhandeln, damit diese Kosten 
für die besondere Beleuchtung von Fußgänger- 
überwegen im Zuge von Landstraßen gleich- 
falls übernommen werden? 

Welche Erfahrungen sind der Bundesregierung 
seit Einführung der Trennscheiben in Taxen 
und Mietwagen bekannt geworden? 

Ist die Bundesregierung von dem Widerstand 
des Kraftdroschkengewerbes unterrichtet, der 
seinen Grund in vielen schweren Unfällen hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Auslauf- 
termin für die Einführung der Trennscheiben 
vom 30. Juni 1968 auf den 30. Juni 1969 zu 
verschieben? 


Bundesministers für Familie und Jugend 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
meisten der kurz nach dem Kriege gebauten 
Jugendwohnheime (u. a. die Kolpinghäuser) 
dringend der Renovierung bzw. Modernisie- 
rung bedürfen? 
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65. Abgeordneter Nachdem die Träger der Jugendwohnheime 

Geisenhofer diesen Nachholbedarf unmöglich aus eigener 

Kraft decken können, frage ich die Bundes- 
regierung, ob im nächsten Haushaltsjahr Bun- 
desmittel für obige Zwecke bereitgestellt wer- 
den können? 

66. Abgeordneter Ist dem Bundesfamilienminister bekannt, daß 

Baier in diesem Jahr bei der Finanzierung von Fami- 

lienferienstätten und deren Bezuschussung 
durch die Länder deshalb erhebliche Schwie- 
rigkeiten aufgetreten sind, da infolge fehlen- 
der Bundesmittel für neue Projekte der nach 
den geltenden Finanzierungsrichtlinien erfor- 
derliche Bundes anteil nicht gewährt werden 
kann? 

67. Abgeordneter Ist der Bundesfamilienminister bereit, in Ver- 

Baier handlungen mit den Ländern eine Lösung zu 

suchen, die diese Schwierigkeiten ausräumt 
und einen baldigen Baubeginn der vom Be- 
darf her nach wie vor dringend notwendigen 
Familienferienstätten ermöglicht? 

68. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung der großen 
Dr. Wuermeling Masse der Kindergeldberechtigten ihr Recht 

werden zu lassen, denen auch mit einem Aus- 
bildungsbeihilfengesetz praktisch keine Hilfe 
zuteil wird? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


69. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, die 

Dr. Bücher Ernennung von Herrn Dr, Rudolf Vogel zum 

Staatssekretär vorzuschlagen? 

70. Abgeordneter Auf welche Weise wird die Bundesregierung 

Dorn sicherstellen, daß mit dem Abbruch der Loe- 

Kaserne in Bonn begonnen wird, sobald die 
letzten der dort Wohnenden anderweitig un- 
tergebracht sind, damit die freiwerdenden Un- 
terkünfte nicht erneut bezogen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


71. Abgeordneter Entsprechen Nachrichten der Wahrheit, daß be- 
Dr. Jahn reits ein Referentenentwurf für ausländische 

(Braunschweig) Investmentgesellschaften vorliegt? 
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72. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine gesetzliche 
Dr. Jahn Regelung der ausländischen Investmentgesell- 

(Braunschweig) schäften, z. B. durch Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften? 

Besteht die Möglichkeit, die Verwendung von 
Bord- und Pflastersteinen, die im Werte von 
800 000 DM in diesem Jahre aus Rumänien 
eingeführt werden, in Bayern im Interesse 
insbesondere der ostbayerischen Granitindu- 
strie, auszuschließen? 

74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Baltes die Schaffung eines deutsch-französischen 

Wirtschaftszentrums im Raum Saarbrücken — 
Saargemünd (Cecofa) der Saar helfen würde, 
die strukturellen Schwierigkeiten dieser Re- 
gion teilweise zu überwinden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bereit- 
schaft der französischen Regierung, dieses Pro- 
jekt zu unterstützen? 

76. Abgeordneter Unter welchen Voraussetzungen ist die Bun- 

Baltes desregierung bereit, sich an den Kosten einer 

Studie für dieses Projekt zu beteiligen? 

77. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Bundes- 

Peters ausbaugebiete im Land Schleswig-Holstein Re- 

(Poppenbüll) gelungen zu treffen, die diese Gebiete in 

bezug auf steuerliche Abschreibungen und 
Vergaberichtlinien für öffentliche Aufträge mit 
dem Zonenrandgebiet des Landes gleichstel- 
len? 

Plant die Bundesregierung eine Rechtsverord- 
nung für die Vergabe öffentlicher Aufträge, 
nach der anbietende Firmen aus dem Zonen- 
randgebiet unabhängig von ihrem Angebot in 
das billigste Angebot einer Firma außerhalb 
des Zonenrandgebietes eintreten können, um 
Auftragseigner zu werden? 

79. Abgeordneter Soll es in Zukunft Praxis werden, daß in den 

Dr. Giulini Tagesnachrichten des Bundesministers für 

Wirtschaft parteipolitische Aussagen oder Kri- 
tiken wiedergegeben werden, so wie es in der 
Nummer 5705 vom 7. Mai d. J. auf Seite 2 
Mitte, Absatz 1 und 2, geschehen ist? 

80. Abgeordneter Wie hoch sind die Wertguthaben der ehemali- 

Strohmayr gen „Ostbanken", also der Kreditinstitute, die 

vor 1945 in den deutschen Ostgebieten, im 
Sudetenland und in Mitteldeutschland ihren 
Sitz hatten? 

81. Abgeordneter Wie sollen diese unter Treuhandschaft stehen- 

Strohmayr den Vermögenswerte verwendet werden? 


78. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


75. Abgeordneter 

Baltes 


73. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 
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82. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus der Tatsache, 
Weigl daß die vielfach überschuldeten Gemeinden 

des Zonenrand- und Bundesausbaugebietes 
meistens nicht imstande sind, Industriegelände 
zu erschließen, Folgerungen ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


83. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


84. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

85. Abgeordneter 

Jung 


86. Abgeordneter 

Jung 


87. Abgeordneter 

Jung 


Wann gedenkt die Bundesregierung eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, wonach nach 
den allgemeinen Verwaltungsvorschriften vom 
31. Januar 1964 ganze Gruppen von Wehr- 
pflichtigen mangels geeigneter Fachkräfte un- 
abkömmlich gestellt werden können? 

Wann gedenkt die Bundesregierung den noch 
ausstehenden Bericht über die Munitionslage 
in der Bundeswehr zu erstatten? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die erheblichen Einnahmen aus der Um- 
satzpacht der Bundeswehrkantinen, die bei 
verschiedenen Kapiteln des Verteidigungs- 
haushaltes als Einnahmen verbucht werden 
und zum Teil als Körperschaftsteuer an den 
Fiskus zurückgehen, den gemeinnützigen 
Zwecken des Bundeswehrsozialwerkes ganz 
oder teilweise zuzuführen? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
mit Trägern von Kantinen oder Soldaten- bzw. 
Offiziersheimen auf Vereins- oder genossen- 
schaftsrechtlicher Grundlage gemacht? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, derartigen Trägern, die von den Ver- 
brauchern gebildet werden, zu einem größeren 
Wirkungsbereich zu verhelfen? 


Bonn, den 10. Mai 1968 
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